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Das Aktionsbündnis AufgeMUCkt verkennt nicht, dass die Verantwortlichen der Regierung von Oberbayern bemüht sind, das Erörterungsverfahren streng nach den gesetzlichen Vorgaben durchzuführen. Dass sämtliche gesetzliche Vorgaben streng eingehalten werden ist selbstverständlich, gilt es doch zu verhindern, dass die Einwender Abweichungen oder Widersprüche feststellen und damit Chancen für juristische Auseinandersetzungen bekommen.
Es wäre mehr als ein Gebot der Fairness, wenn die Regierung von Oberbayern, denjenigen Bürgern, die die Stellungnahme der FMG zu ihren Einwendungen angefordert haben, diesen die Antworten zeitnah zur Verfügung stellen würden. 

Den Damen und Herren der Flughafen München GmbH ist zum Großteil kein persönlicher Vorwurf zu machen. Sie tun den Job, für den sie bezahlt werden. Wir bewundern nur den Optimismus, mit dem den total veränderten wirtschaftlichen Verhältnissen getrotzt wird.. 
Der gezeigte Optimismus der FMG steht unter anderem im krassen Gegensatz zu den Feststellungen des neuen Bundesverband der Deutschen Industrie- Präsidenten Prof. Dr.-Ing. Hans-Peter Keitel. Prof. Keitel stellt in seiner Rede am 18. Dezember 2008 vor der Vereinigung der Bayrischen Wirtschaft fest – ich zitiere längere Feststellungen von Prof. Keitel, aber sie sind zu wichtig, um sie nur verkürzt wiederzugeben   Zitat
„.. Was wir gerade hörten, ist für viele schockierend. Für diejenigen nämlich, die Hofften und immer noch hoffen, die Krise sei in einem Jahr ausgestanden. Die Politik müsse nur ordentlich dagegenhalten. 
Wir sollten uns hüten, die Krise als „Delle“ misszuverstehen, nach deren Ausbeulen wir unsere Extrapolationen für die nächsten zwanzig Jahre wieder aus der Schublade holen und wie gewohnt weitermachen. Das ist mehr als ein Betriebsunfall. 
Über die Fakten, die hard facts, hinaus gehört zur Krise ja auch: 

· dass sie langfristig durch einen grundlegenden Werteverfall besonders in Teilen  

       der Finanzwirtschaft heraufbeschworen wurde, 

· dass der ohnehin schon rapide Glaubwürdigkeitsverfall, gerade der 

       wirtschaftlichen und politischen Eliten, durchaus noch weiter zunehmen kann, 

· dass das alles in einen Vertrauensverlust in unsere gesellschaftliche und 

       wirtschaftliche Ordnung mündet, denn Umfragen zeigen, dass nur jeder Vierte 

       der Deutschen glaubt, dass die Bevölkerung profitiert, wenn es den

       Unternehmen gut geht. Jeder Dritte hält Gewinne für unmoralisch.“

Der BDI-Präsident stellt dann weiter fest:  ich zitiere nochmals
· „dass die Antwort auf die Krise nur sein kann, dass wir ehrlich miteinander  

       umgehen. Um es mit Alfred Herrhausen zu formulieren:

       „Sagen, was wir denken, und tun, was wir sagen““. 

Gerade das letzte Zitat gilt vor allem denjenigen, die in dem ganzen hier stattfindenden Verfahren überhaupt nicht in Erscheinung treten, die Damen und Herren in der Politik, die Vollzugsorgane der Interessenverbände und Lobbyisten. 
Für sie findet das hier alles offensichtlich gar nicht statt. 

Den circa 300.000 bayrischen Bürgerinnen und Bürgern im Flughafenumland, die sich um ihre Heimat, ihre Lebensqualität, ihre Gesundheit und um die Zukunft ihrer Kinder und Enkel sorgen, ihnen wird von den Politikern immer wieder das GEMEINWOHL entgegen gehalten.

Der Brockhaus definiert Gemeinwohl als Nutzen für die Allgemeinheit.

So fordert es auch der Artikel 14, Abs. 2 des Grundgesetzes, der den Gebrauch des Eigentums ausdrücklich der Verpflichtung unterwirft, dem Wohl der Allgemeinheit zu dienen. 

Jedoch ist in der heutigen Wirklichkeit Gemeinwohl eine von persönlichen Machtinteressen bestimmte Politik. Diese dient entweder Machthabern oder bestimmten Machtgruppen. Im Fall der 3. Start- und Landebahn der Lufthansa mit ihrem ehrgeizigem Vorstandsvorsitzenden Wolfgang Mayrhuber und den nicht weniger vom Ehrgeiz geplagtem Dr. M. Kerkloh von der FMG. 
Zusätzlich haben wir Bürger im Umland des Flughafens München 2 das große Pech, dass kein Minister in den Landkreisen Dachau, Freising, Erding, Landshut, Pfaffenhofen und Kelheim wohnt. Denn dann wäre unsere Lebensqualität genauso schützenswert, wie sie die Lebensqualität der Anwohner vom Flughafen Oberpfaffenhofen ist. Hier spielt auf einmal das Gemeinwohl seine richtige Rolle. Die Entscheidung den Ausbau Oberpfaffenhofen einzustellen ist ein ungeheuerlicher Egoismus. Offensichtlich haben die Bürgerinnen und Bürger in den Landkreisen DAH, ED, FS, LA, PFAF und KEH immer noch die falschen Parteien gewählt. AufgeMUCkt wird sich bei den anstehenden Wahlen zum Europaparlament und Bundestag noch mehr bemühen, die Wählerinnen und Wähler für ein geändertes Wahlverhalten zu gewinnen.




Zurück zur Sache
Es ist allein die Lufthansa, die vom Ausbau des Flughafens zum internationalen Drehkreuz profitiert. Die Lufthansa hat bereits heute die Drehkreuze Frankfurt, Zürich und München. Sie erhält mit dem Erwerb der AUA Wien dazu, mit dem Erwerb von British Midland wird die Lufthansa auch in London ein gewichtiges Drehkreuz vor allem für transkontinentale Ziele dazu bekommen, mit Alitalia scheint man sich auch einig zu werden, im Oktober 2010 geht BBI in Betrieb. Man wird auf Dauer all die Drehkreuze nicht beibehalten wollen oder können und auch keinen Bedarf dafür haben. 

Also was wird geschehen? Die Lufthansa wird die Flughäfen gegeneinander ausspielen, um durch möglichst geringe Gebühren einen möglichst hohen Gewinn zu erzielen. Nicht umsonst empfiehlt BARIG, eine der Hauptinteressenvertretung der Luftfahrtbranche, in ihrer Pressemitteilung vom 3. Dezember 08, dass – ich zitiere
    „zur Erhaltung der Wettbewerbsfähigkeit zusätzliche Kosteneinsparungen 

     unbedingt erforderlich sind“. 

Wieder werden für reduzierte Servicegebühren die geringfügig Qualifizierten bluten müssen. Menschen, die bereits heute mit ihren lausigen Löhnen im Hochpreisumland von München nicht existieren können. Sie werden durch die Sozialleistungen der Kommunen und Landkreise, die Budgets noch mehr belasten. Sie sind auch die Ersten, die von der veränderten wirtschaftlichen Situation betroffen sein werden. Wenn die Gesamtwirtschaft hustet, hat die FMG Grippe und der Arbeitsmarkt liegt auf der Intensivstation bzw. hängt am Tropf der Kommunen und der Arbeitsagentur. 
Gebetsmühlenartig wird von der FMG seit Jahren das Argument der Arbeitsplätze vorgebracht, die angeblich mit der geplanten 3. Start- und Landebahn entstehen werden. Der Vorsitzende des Kreiskatholikenrates im LKR Dachau, immerhin einer Organisation mit mehr als 60.000 Mitgliedern, mehr als die Parteien gemeinsam in den Landkreisen haben, Herr Udo Hallmann stellt hierzu fest: - ich zitiere
        „ das Arbeitsplatzargument ist ein ganz besonders perfides Argument, da es  

          suggeriert, dass die Wirtschaft Arbeitsplätze schafft. In Wirklichkeit geht es um 
          Geld, um eine Menge Geld“. 

Bereits jetzt, noch vor der aufkommenden Rezession freigesetzte Arbeitnehmer zeigen überdeutlich, wie wahr diese Aussage ist. .   

Das einzige, von der Politik immer wieder vorgebrachte Argument, der Wirtschaftsstandort Bayern braucht die 3. Start- und Landbahn, konnte weder von der ehemaligen Wirtschaftsministerin Emilia Müller, noch vom ehemaligen Ministerpräsidenten Dr. Günter Beckstein begründet werden. Herr Dr. Beckstein und die ehemalige Generalsekretärin Haderthauer erklärten nur, dass Herr Mayrhuber, Lufthansa und ein Manager des General Electric Research Centers in Regensburg, Direktflüge ab München forderten.  Erstaunlich, dass gerade einmal zwei Manager den immer wieder ins Feld gebrachten „Wirtschaftsstandort Bayern“ repräsentieren. 

Der Erdinger Landrat, Herr Baiersdorfer hat bei der Eröffnung des Erörterungsverfahrens gefragt, wie viel Flughafen verträgt das Umland. Wenn wir den Argumenten der FMG zu den bereits heute erfolgenden Belastungen durch den Flughafen folgen, dann stellt sich immer öfter die Frage: wie viel Umland verträgt der Flughafen? Da wird mit einem Zynismus ohnegleichen von Absiedlung, von Erwerb der Grundstücke und Immobilien zum „Verkehrswert“ gesprochen. Da setzen sich die Verantwortlichen und die bestellten Sachverständen mit einer Arroganz ohnegleichen darüber hinweg, was es bedeutet, aufgrund des „Wettbewerbs unter den europäischen Drehkreuzen“ aus seiner Heimat vertrieben zu werden, seine Heimat zu verlieren. Wie eine im letzen Jahr veröffentlichte Studie zeigt, leben in Deutschland 50 % der Menschen immer noch dort, wo sie aufgewachsen sind oder sie sind dorthin wieder zurückgekehrt. Nur für das Umland des Flughafens München soll dies keine Geltung haben. Hier sollen die betroffenen Bürger diesen elementaren Wunsch, dem vermeintlichen Fortschritt, dem angeblich permanent notwendigen Wachstum und dem Größenwahn geopfert werden. 

Die Flughafen München GmbH zeigt in ihren Argumentationen überdeutlich, dass die Lebensqualität der Bürger des Flughafenumlandes unerheblich ist, zu vernachlässigen ist. Hier fallen Worte wie geringfügig, im zu tolerierenden Bereich, im gesetzlichen Rahmen. Gerade zu Letzterem sollte man wissen, dass in der Kommission, die über die Änderung des Fluglärmgesetzes beriet, 2 Mitarbeiter des Flughafens Frankfurt saßen. So werden in Deutschland Gesetze gemacht. 
Ebenso wird im Zusammenhang mit dem Fluglärm, dem Umweltschutz und den Schadstoffen von der FMG immer wieder mit den anstehenden und fortlaufenden Änderungen in den Triebwerksentwicklungen argumentiert. Dabei übersieht man oder verschweigt man bewusst, dass diese Entwicklungen noch längst nicht alle ausgereift sind und noch viele Jahre bis zur Serienreife brauchen. Selbst BARIG, einer der Cheflobbyisten der Luftfahrtbranche, stellt in seiner Presserklärung von Anfang Dezember 2008 fest, dass „ die neuesten Flugzeugbestellungen nur benutzt werden, ältere Fluggeräte (also Kerosinfresser) auszumustern, anstatt Kapazitäten auszubauen“. Dabei bliebt immer noch offen, ob die Neubestellungen überhaupt finanziert werden können.    

Die beauftragten Sachverständigen argumentieren immer wieder, dass diese oder jene Auswirkungen dem heutigen Kenntnisstand entsprechen. Zu oft haben wir schon erlebt, dass die „wissenschaftlichen Erkenntnisse von heute, die Irrtümer von morgen sind“. Jahrzehntelang hat man uns z. B. vermittelt, dass die Russpartikel bei der Verbrennung von Diesel oder Heizöl keinesfalls gesundheitsschädlich sind. Manchmal meinte man beinahe, dass sie die Gesundheit fördern. Heute werden wir gezwungen, Russfilter einzubauen.
Es ist ein Anachronismus ohne Gleichen in Zeiten des immer knapper und teuerer

werdenden Öls und des sich abzeichnenden Klimawandels unverändert auf den Ausbau des Luftverkehrs zu setzen. Air France hat darauf bereits reagiert und wird mit einem AGV-Unternehmen ein eigenes Schnellbahnnetz schaffen. Air France wird ab 2010 Hochgeschwindigkeitszüge von Paris nach Amsterdam und nach London anbieten. Bereits heute hat der Eurostar auf der Strecke Paris – London einen Marktanteil von 70 %. Schließlich ist der AGV nichts anderes als „ein Flugzeug, das rollt“. München und Zürich werden in wenigen Jahren ebenfalls mit einer ICE-Strecke verbunden. Innerhalb von 3 ¼ Stunden ist man von einem Stadtinneren im anderen. Und das mit weitaus mehr Komfort, als in einem 1-Gang-Flugzeug in den Sitz eingequetscht zu sein.  

Scott Carson, Chef der Boeing Zivilflugzeuge sagte bei der Konferenz der IATA, im Juni 2008, dass in Anbetracht der Entwicklung des Ölpreises und der internationalen Konjunktur Zitat  „keine Linie mit der ich gesprochen habe, ihr Geschäftsmodell wird durchhalten können“. 
Die Verantwortlichen der MTU Aerospace  AG stellten bei einem Pressegespräch im September 2008 fest, dass die Drehkreuzfunktionen auch deshalb erheblich zurückgehen werden, da die teueren Wartungszyklen von der Anzahl der Start- und Landungen bestimmt werden. 
Bereits 2004 kommt die Boston Consulting Group in einer Studie zum Ergebnis,

dass in Europa gerade einmal die Drehkreuze London Heathrow, Paris Charles de Gaulle und Frankfurt Rhein-Main Wachstums Chancen haben werden. 

Ich zitiere  

· „Große Investitionsprogramme wie Terminals und neue Runways rechnen sich nur noch für „Mega-Hubs“. „

· „Bei Großflughäfen, die sich nicht zum kontinentalen Drehkreuz entwickeln, sind Überkapazitäten vorprogrammiert. Diese Standorte müssen ihre Investitionsprogramme an die neue Marktposition anpassen. 

· „Flughäfen mit interessantem Einzugs- oder Zielgebiet verfügen über Wachstumschancen, wenn sie sich auf bestimmte Segmente wie beispielsweise Ping-Pong-Verkehr konzentrieren. Hierbei werden Flugzeuge zwischen zwei Städten eingesetzt, statt sie längere Strecken mit mehreren zwischenlanden fliegen zu lassen. Durch eine gute Verkehrsanbindung in Form von Hochgeschwindigkeitszügen können einzelne Standorte auch ihr Einzugsgebiet vergrößern. 

   Zitatende
Wie gesagt, diese Studie liegt seit 5 Jahren vor. Aber das hindert weder die FMG, 

noch ihre Gesellschafter unverändert den Größenwahn „Ausbau zum internationalen Drehkreuz durch eine 3. Start- und Landebahn“ nachzujagen. Keine

der genannten Voraussetzungen, außer der Chance „Flughafen mit interessantem Einzugs- und Zielgebiet“ sind in München gegeben. Und dazu reichen die vorhandenen zwei Start- und Landebahnen bei weitem aus. 
Auch der Geschäftsführer des Instituts Bauhaus Luftfahrt e.V., Prof. Broichhausen, stellte im Zusammenhang mit der Entwicklung des Luftverkehrs 

am 9.11.2007 fest      ich zitiere:
„Die Lösung (dieser Entwicklungen) kann nicht darin bestehen, die Länder mit immer neuen Startbahnen zu zu betonieren“.  


Und damals gab es noch keine Finanz- und weltweite Wirtschaftskrise.
Und damit meine Damen und Herren, liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger, sind wir 

wieder bei den Damen und Herren in der Politik, unseren Volksvertretern. 
Kennt man diese Entwicklungen nicht, wenn ja, warum ignoriert man sie hartnäckig oder weigert sich, diese Aussagen zur Kenntnis zu nehmen? 
Haben die „Ohrenbläser“, die Interessenverbände und Lobbyisten soviel Macht, wirklich soviel Einfluss? 
Seit dem 28. September 2008 verspricht man uns fortlaufend, wenn man nicht gerade mit der Taktik für die anstehenden Wahlen beschäftigt ist:
               “ näher am Menschen sein zu wollen, sich unsere Sorgen anhören 
                 zu wollen“. 
Tatsache ist, dass die, leider zu große, Mehrheit der Damen und Herren im Bayrischen Landtag, bis auf wenige Ausnahmen, noch nie soweit von den Sorgen der Bürger im Flughafenumland entfernt war, wie heute. 

Zu seinem 90. Geburtstag hat Altbundeskanzler Helmut Schmid sehr viele Ehrungen und Aufmerksamkeit und erhalten. 
Helmut Schmid stellt dabei aber auch fest, ich zitiere ihn hier ganz besonders gerne: 

     „ein verantwortungsvoller Politiker muss vor allem für die Folgen seines 

      Handelns einstehen können“. 

 Im Namen der betroffenen nahezu 300.000 Bürgerinnen und Bürger im Umland des  

 Flughafens München schreibt AufgeMUCkt dieses den Verantwortlichen in der  

 Bayerischen Staatsregierung ins Stammbuch. 

Ich bedanke mich für ihre Aufmerksamkeit. 
Unterschleißheim, 12. Januar 2009

Claus P. Conrad
